1. Welche Ziele verfolgt Ihre Partei beim Thema Wohnen?
Wo Erstwohnungen für Einheimische fehlen, soll unbürokratisch und mittels rascher Verfahren neuer und insbesondere auch bezahlbarer Wohnraum entstehen können. Die Raumplanung ist ein wesentlicher Faktor, weshalb der vorhandene Spielraum vollständig auszuschöpfen ist und den Gemeinden als Planungsträger grosser Handlungsspielraum zugestanden wird, damit diese vor Ort ihren Bedürfnissen entsprechend raumplanerische Grundlagen für den Wohnungsbau schaffen können. Die Baulandverknappung aufgrund der zunehmenden Bevölkerung und der gesetzlich verordneten Baulandrückzonungen in den peripheren Gebieten verschärfen die Problematik zusehends, weshalb unnötige Auszonungen von Bauland zu stoppen sind. 

2. Welche Massnahmen möchte Ihre Partei beim Thema Verkehr und Infrastruktur ergreifen?
Graubünden als Bergkanton braucht sowohl innerkantonal wie auch über die Kantonsgrenzen in andere Kantone bzw. in die Regionen der Nachbarländer eine gute Verkehrsanbindung. Die SVP Graubünden setzt sich dafür ein, dass das Verkehrsnetz weiter verfeinert und optimal unterhalten wird. Darüber hinaus soll sich der Kanton beim Bund weiterhin für den Doppelspurausbau beim Isla-Bella einsetzen. In diesem Zusammenhang braucht es auch griffige Massnahmen gegen den zunehmenden Ausweichverkehr, welcher längst zu einer übermässigen Belastung für die einheimische Bevölkerung geworden ist. 

3. Wie steht Ihre Partei zum Thema Wolf? 
Für die in Graubünden wichtige Alp- und Landwirtschaft stellt der Wolf eine ernstzunehmende Bedrohung dar. Die Tierhaltung und damit die traditionelle Bestossung der Bündner Alpen gerät aufgrund der zunehmenden Wolfspopulation stark unter Druck. Darunter leiden nicht nur die gerissenen Nutztiere, es ist auch eine kaum zumutbare psychische Belastung für die Landwirte und Tierhalter, die in ständiger Sorge um ihre Tiere sind. Die SVP Graubünden steht ein für eine konsequente Wolfsregulierung im Kanton Graubünden, welche ein rasches, zielgerichtetes und unbürokratisches Eingreifen in den Wolfsbestand ermöglicht. Die Jägerschaft soll dabei mitwirken, sodass die Abschüsse rasch und effizient zugunsten der Bündner Landwirtschaft ausgeführt werden können. 

4. Welche Ideen hat Ihre Partei für das Gesundheitssystem?
Eine dezentrale Gesundheitsversorgung – bestehend aus hausärztlicher Versorgung, Regionalspitälern und Zentrumsspital – sind für einen lebenswerten und touristisch geprägten Kanton von grosser Bedeutung. Die Kosten im Gesundheitswesen steigen seit Jahren an und belasten die Allgemeinheit. In einigen Regionalspitälern geben die Finanzen Anlass zur Sorge, was die Gemeinden als Trägerschaft mit kaum finanzierbaren Kosten zu spüren bekommen. Es wird eine punktuelle Anpassung des Leistungsangebots in den Spitälern brauchen, um die Kosten in den Griff zu bekommen. Angebote der Grundversorgung sind dennoch über den weitläufigen Kanton angemessen zu verteilen, sodass der Zugang zu einer guten und leistungsfähigen Gesundheitsversorgung auch für die Randregionen jederzeit gewährleistet bleibt. 

5. Welches Thema ist Ihrer Partei - neben den oben genannten - ebenfalls wichtig im Hinblick auf die Wahl?
Mit dem EU-Rahmenabkommen steht eine wegweisende Entscheidung zur Zukunft der Schweiz im Raum, die im Kerninhalt eine starke Anbindung an die Europäische Union bedeuten würde. Würde die Schweiz dieses Abkommen annehmen, müssten wir nicht nur automatisch EU-Recht übernehmen, sondern es würden auch fremde Richter – nämlich der Europäische Gerichtshof – bei Unstimmigkeiten über die Schweiz entscheiden. Kantonal ist im Bereich der Energie und Bürokratie mit massiven Nachteilen zu rechnen. Auch die Landwirtschaft und der öffentliche Verkehr oder Bergbahnen könnten mit der Regelung der Wettbewerbsverzerrung stark unter Druck kommen. Die SVP Graubünden setzt sich – entgegen der Haltung der Bündner Regierung – klar dafür ein, dass dieses Paket zwingend mit dem Ständemehr zur Volksabstimmung gebracht werden muss. Ein so wichtiges und gleichzeitig für die Schweiz gefährliches Unterwerfungspaket braucht sowohl ein Volks- als auch ein Ständemehr. 
